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An unfere Teer! 

Wir laden zur Pränumeration auf die „Oeſterreichiſche 
Zeitſchrift für Verwaltung“ für das Jahr 1882 ein. 
Das Jahres-Abonnement beträgt wie bisher für die Zeitſchrift mit 
der in Buchform bogenweiſe beigegebenen Beilage der 
Erkenntniſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes 6 fl. 
(oder 12 Mark), für die Zeitſchrift allein ohne jene Bei— 
lage 4 fl. (oder 8 Mark). Die Pränumeration kann auch halbjährig 
oder vierteljährig geſchehen. Doch bitten wir die Abonnenten um recht— 
zeitige Erneuerung der Pränumeration, damit in der Zuſendung keine 
Unterbrechung eintrete. | 

Um vielfachen Wünſchen unſerer P. T. Abonnenten zu entſprechen, 
haben wir für die „Zeitſchrift für Verwaltung“ eine ein— 
fache, aber elegante 
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Die Einſendung der Pränumerationsbeträge wolle mittelſt Boit- | 
an weiſung geſchehen. 
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Die Grundzüge des öſterreichiſchen Heimatsrechtes. 


Von J. U. Dr. Rudolph Korb. 


J. 
Der Begriff des Heimatsrechtes. 
(Schluß.) 
Faſſen wir nun die in ihren Hauptvertretern dargeſtellten Lehren 
über den Begriff des Heimatsrechtes noch einmal zuſammen, ſo gelangen 


wir zu nachſtehendem Reſultate: Die Lehre über das Heimatsrecht 
beherrſchen gegenwärtig drei verſchiedene Auffaſſungsweiſen: 

Die erſte ſieht in demſelben lediglich eine dem Gemeinde— 
rechte angehörende (in dem Rechte auf Armenunterſtützung charak— 
teriſirte) Kategorie der Gemeindemitgliedſchaft. 

Die zweite beſtimmt das Heimatsrecht als die der adminiſtra— 
tiven Ordnung der Bevölkerung angehörende Zuſtändigkeit in Bezie— 
hung auf den Selbſtverwaltungskörper, und legt ſomit die Eintheilung 
der Bevölkerung zu adminiſtrativen Zwecken und daher eine dem for- 
malen Rechte angehörende Kategorie dem Begriffe des Heimatsrechtes 
zu Grunde. 

Die dritte endlich beſtimmt den Begriff des Heimatsrechtes als 
eines ſelbſtſtändigen, von dem Gemeinderechte verſchiedenen Rechtes 


durch den materiellen Inhalt desſelben als Aufenthalts- und 


Armenverſorgungsrecht. Innerhalb der dritten Auffaſſungsweiſe 
haben wir wiederum zwei Richtungen erkannt von welchen die eine das 
Schwergewicht auf das Aufenthaltsrecht, die andere auf das Armen— 
verſorgungsrecht legt. Die letztere Richtung bildet den Uebergang zu 
derjenigen Lehre, welche eine unbeſchränkte Freizügigkeit fordert, dem— 
gemäß das Aufenthalts- und das Heimatsrecht als gegenſtandslos erklärt, 
die Heimat nur mehr als ein factiſches und nicht mehr als ein juriſti— 
ſches Verhältniß anſieht, ſomit ein Heimatsrecht überhaupt nicht mehr 
kennt und nur den ſogenannten Unterſtützungswohnſitz, d. i. den 
durch eine geringe Reihe von Jahren in einem Orte, eventuell in einem 
größeren Gebiete vollſtreckten und den Anſpruch auf Armenunterſtützung 


gewährenden Aufenthalt als ein der Heimat und dem Heimatsrechte 


lediglich verwandtes Verhältniß gelten läßt. Ju dem Unterſtützungs⸗ 
wohnſitze, der mit dem Anſpruche auf Armenverſorgung nicht zugleich 
auch ein beſonderes Aufenthaltsrecht gewährt, kann ein Heimatsrecht 
und daher ein Gegenſtand dieſer Abhandlung nicht mehr geſehen werden; 
inſoferne aber das Letztere, wenn auch in beſchränktem Maße, doch noch 
der Fall iſt, muß derſelbe als ein heimatsrechtliches Verhältniß anerkannt 
werden. Da die der Erwerbung und dem Verluſte und dem— 
gemäß dem Beſtande des Heimatsrechtes zu Grunde gelegten Prin— 
cipien demſelben eine beſondere Natur aufprägen, ſo iſt es erforder- 
lich, auch die hierüber beſtehenden Lehren einer kurzen Erörterung zu 
unterziehen. 

In dieſer Hinſicht herrſchen innerhalb des Heimatsrechtes zwei 
große, von einander unterſchiedene Principien vor, von welchen das 
eine als das perſönliche, das andere als das locale Princip be⸗ 


zeichnet werden kann. 


Nach dem Erſteren, dem perſönlichen Principe, iſt das Heimats— 
recht ein perſönliches, auf die Nachkommenſchaft jedoch übergehendes 
Rechtsverhältniß zwiſchen dem Einzelnen, dem Heimatsberechtigten, und 
der Heimatsgemeinſchaft, welches dem Heimatsberechtigten als perſön⸗ 
liches und auf ſeine Nachkommen übergehendes Recht, ſelbſt una b— 
hängig von dem factiſchen localen Zuſammenhange mit dem 
Heimatsorte anhaftet; nach dem anderen, dem localen Principe, dagegen 


it es ein Rechtsverhältniß, welches zum Inhalte das factiſche Ver— 
hältniß des bleibenden localen Zuſammenhanges mit dem Heimatsorte: 
der Niederlaſſung, des Wohnortes, des Domiciles, hat, und daher mit 
demſelben entſteht, demſelben parallel läuft und mit demſelben aufhört 

Nach dem erſteren Principe kann das Heimatsrecht ohne und 
gegen den Willen des Heimatsberechtigten und der Heimatsgemeinſchaft 
nicht entſtehen; nach dem anderen Principe dagegen entſteht es mit jenem 
factiſchen Verhältniſſe der Niederlaſſung, des Wohnortes, des Domiciles, 
und es erſcheint hiernach blos als Aufgabe der Vorſchriften über den 
Erwerb und Beſtand des Heimatsrechtes, erkennbar feſtzuſetzen, oder 
beſſer nur zu conſtatiren, wann das factiſche Verhältniß des localen 
Zuſammenhanges aus dem bloßen Aufenthalte in dem Heimatsorte zu 
einem bleibenden, zur Niederlaſſung, zum Wohnorte, zum Domicile 
geworden und hiemit das Heimatsrecht im Niederlaſſungsorte ent- 
ſtanden iſt. 

Es kann nun geſagt werden, daß das erſtere Princip in der 
Staatsrechtslehre von der großen Mehrzahl der Vertreter derſelben 
aufgegeben iſt, ja von einer ganzen Reihe von Gelehrten auf das Nach⸗ 
drücklichſte verdammt wird. Das erſtere Princip führt nämlich dahin, 
daß in einer geringeren oder größeren Anzahl von Fällen der Ort der 
factiſchen Niederlaſſung und der Heimatsort nicht mehr zuſammenfallen, 
ſondern vielmehr verſchiedene Orte werden. Dieſes Verhältniß iſt von 
vornherein eine Disparation zwiſchen dem juriſtiſchen und natürlichen 
Begriffe der Heimat und wird progreſſiv in dem Maße häufiger, in 
welchem die ſactiſche, wie juriftiihe Freizügigkeit erleichtert, der 
Wechſel des Wohnortes erleichtert, d. h. in welchem einerſeits die 
Communicationsmittel im weiteſten Sinne des Wortes vollkommener 
werden und andererſeits das Princip der Freizügigkeit geſetzlich an— 
erkannt wird und die geſetzlichen Schranken derſelben mehr und 
mehr fallen. 

Dieſen Zug hat aber nicht nur die moderne Geſetzgebung, ſondern 
er wird auch von der Wiſſenſchaft nahezu ausnahmslos als der allein 
berechtigte anerkannt. 

Es iſt daher die vorherrſchende Lehre, insbeſondere auch der 
oben angeführten Staatsrechtslehrer, daß das Heimatsrecht durch die 
Niederlaſſung erworben werde und durch die Niederlaſſung an einem 
anderen Orte das Heimatsrecht in dem früheren Niederlaſſungsorte ver— 
loren gehe, ja daß das Heimatsrecht in Folge des Aufhörens der 
Niederlaſſung verloren gehe, ohne daß die Niederlaſſung an einem 
anderen Orte noch erfolgt und damit das Heimatsrecht in demſelben er— 
worben wäre. 

Innerhalb dieſer Lehre iſt nun wiederum diejenige die domi— 
nirende, nach welcher die das Heimatsrecht begründende Niederlaſſung 
dann als erfolgt angeſehen wird, ſobald ſich Jemand an einem Orte 
ununterbrochen durch mehrere Jahre und ohne daß ein das Gegentheil 
der Niederlaſſung, des feſten Wohnſitzes erweiſendes Factum eingetreten 
wäre, aufgehalten hat. 

Nicht anders, als den geſetzlich geforderten Beweis der erfolgten 
Niederlaſſung, d. h. des bleibenden localen Zuſammenhanges mit dem 
Aufenthaltsorte, als die geſetzlich erforderliche Conſtatirung derſelben, 
vermögen wir dieſes Erforderniß eines mehrjährigen Aufenthaltes zur 
Erwerbung des Heimatsrechts aufzuſafſen. Ju dieſem Sinne ſchlägt 
Medicus einen 5- bis 10jährigen, Schäffle einen 3- bis 4jährigen 
Aufenthalt vor, und ſagt von Stein, es komme nicht viel darauf an, 
wie lang man die Dauer des Aufenthalts ſetzt, ſondern nur darauf, 
daß ſie für alle Gemeinden gleich lang ſei. 

Wenn nun auch das Princip des localen Heimatsrechtes, wo⸗ 
nach dasſelbe mit der factiſchen Niederlaſſung zuſammenfällt, in der 
Staatsrechtslehre das vorherrſchende iſt, ſo iſt trotzdem jenes Princip 


des perſönlichen und derivativen Heimatsrechtes wiſſenſchaftlich 


nicht gänzlich aufgegeben. Vielmehr iſt es Bitzer, welcher in ge— 
nauem Zuſammenhange mit dem oben dargeſtellten, von ihm feſtgeſetzten 
Inhalte des Heimatsrechtes und ausgehend von dem zur Zeit des Er- 
ſcheinens ſeines Werkes geltenden deutſchen Rechte einem gemiſchten 
Syſteme das Wort redet. 

Nach demſelben ſoll ein 3⸗ bis 5jähriger Aufenthalt in der Ge⸗ 
meinde dem Einzelnen das Recht verleihen, von der Aufenthaltsgemeinde 
die ausdrückliche Aufnahme in den Heimatsverband zu begehren, welche 
die Gemeinde nur dann verweigern darf, wenn die geſetzlichen Be⸗ 
dingungen der Zwangsaufnahme (als: der zurückgelegte Aufenthalt, Un⸗ 
beſcholtenheit und daß der Aufzunehmende während des Aufenthaltes 
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keine Armenunterſtützung in Anſpruch genommen hat und überhaupt 
erwerbsfähig iſt) nicht vorhanden ſind. 

Somit kann ohne deu Willen des Einzelnen eine Erwerbung des 
Heimatsrechtes durch denſelben nicht platzgreifen und der Wille der Ge— 
meinde iſt wenigſtens ſoweit gewahrt, daß es eines ausdrücklichen Actes 
von Seite derſelben zur Erwerbung des Heimatsrechtes in derſelben bedarf. 

Auch bei dieſem Syſteme iſt eine immer mehr um ſich greifende 
Disparation zwiſchen dem Heimatsorte und dem Orte des faetiſchen 
bleibenden Aufenthaltes ermöglicht 

Dem Mißſtande, welcher ſich aus der in dem Principe des per⸗ 
ſönlichen und derivativen Heimatsrechtes gelegenen Divergenz zwiſchen 
Heimats⸗ und Aufenthaltsgemeinde in Beziehung auf die Verpflichtung 
zur Armenunterſtützung ergibt und für welchen Bitzer die ſchärfſten 
Worte der Verurtheilung findet, entgeht derſelbe dadurch, daß dem— 
ſelben dieſe Verpflichtung, beziehungsweiſe das aus derſelben fließende 
Recht keine Folge des Heimatsrechtes, ſondern des Aufenthaltes und 
dauernden Wohnſitzes iſt. 

Aber dann wird ſich die Wirkung des allein noch in dem Heimats⸗ 
rechte hiernach gelegenen unbedingten Aufenthaltsrechtes darin äußern, 
daß der Heimatsberechtigte wohl nicht wegen Unterſtützungsbedürftigkeit, 
wohl aber wegen der anderen geſetzlichen Gründe, als: ſtrafbare Hand— 
lungen und Lebensweiſe, aus der langjährigen Aufenthalts- und Wohn⸗ 
ortsgemeinde in die Heimatsgemeinde ausgewieſen werden kann und 
wird dann nicht utafes mutandis das von Bitzer gegen die Armen— 
unterſtützungspflicht einer ſolchen Gemeinde in zutreffeudſter Weiſe Ge⸗ 
ſagte auch auf die Verpflichtung derſelben, den moraliſch verkommenen 
Heimatsberechtigten aufzunehmen, anwendbar ſein, welcher jahrelang von 
der Heimatsgemeinde abweſend war, oder ſogar niemals ſich in der— 
ſelben aufgehalten hat? 

Doehl, oder beſſer das von demſelben vertretene damalige preußiſche 
Recht, hält auch noch einen Anklang an das perſönliche und derivative 
Heimatsrecht feſt, indem wohl durch dreijährigen Aufenthalt das Recht 
auf Armenunterſtützung erworben wird, aber das Heimatsrecht nur 
durch die Wohnſitznahme, den ausdrücklichen Act der Anmeldung 
hierüber und einen einjährigen Aufenthalt von der Anmeldung an 
gerechnet. Wie nahe ſtehen jedoch dieſe Beſtimmungen bereits dem Prineipe 
des Heimatsrechtes als bleibendem Aufenthalts- und Niederlaſſungsrechte. 

In der neueſten Zeit iſt es vornehmlich Auguſt Luthardt, der 
in der Schrift „Armenpflege und Unterſtützungswohnſitz“ Heilbronn, 
Henninger, zwar ausſpricht, daß die Heimat als Rechtsverhältniß mit 
dem ſtändigen Aufenthalte als ihrer thatſächlichen Grundlage überein- 
ſtimmen ſoll, zugleich aber auch für das perſönliche und derivative 
(vererbliche) Heimatsrecht entſchieden eintritt. Es ſei Aufgabe der Geſetz⸗ 
gebung, die Verſöhnung der Stetigkeit mit dem Wechſel zu finden. 
In dieſem Sinne iſt derſelbe dafür, daß die Erwerbung der Heimat 
durch ein förmliches Rechtsgeſchäft (zwiſchen der Heimatsgemeinde und 
dem Heimatswerber) bezeichnet werde und für den Heimatsanſpruch 
auf Grund fünfjährigen oder zehnjährigen Aufenthaltes. Damit aber 
dem Mißverhältniſſe abgeholſen werde, welches in Folge deſſen, daß 
die Geltendmachung dieſes Anſpruches vielfach unterlaſſen wird, da⸗ 
durch entfteht, daß der alten Heimatsgemeinde die Armenlaſt für Pers 
ſonen obliegt, welche im thatſächlichen Zugehörigkeitsverhältniſſe zu 
einer anderen Gemeinde ſtehen, ſoll die alte Heimatsgemeinde das 
Recht erhalten, die förmliche Anerkennung der neuen Heimat zu ver⸗ 
aulaſſen. Es iſt jedoch nicht anzunehmen, daß dies dieſem Miß⸗ 
verhäftniffe weſentlich abhelfen würde, da der Heimatsgemeinde in 
Folge der Freizügigkeit jede Evidenz über die Heimatsberechtigten fehlt, 
welche ſich nicht in dem Gebiete derſelben aufhalten, und ſie daher 
nur ſchwer in der Lage wäre, von dieſem Rechte Gebrauch zu machen. 

Es erübrigt noch gegenüber den vorſtehenden Lehren, unſeren 
eigenen Standpunkt in Kürze zu markiren. 

Hiebei ſehen wir jedoch ſelbſtverſtändlich von dem hiſtoriſchen 
und poſitivrechtlichen Begriffe des Heimatsrechtes ab. 

In dieſem Sinne verſtehen wir unter dem Heimatsrechte die An⸗ 
gehörigkeit an ein beſtimmtes örtliches Gebiet innerhalb des Staats⸗ 
gebietes und dadurch an eine beſtimmte örtliche Gemeinſchaft innerhalb 
des Staates. 

Qualificirt wird dieſe örtliche Gemeinſchaft durch die Gleichheit 
der durch das Wohnen auf einem beſtimmten örtlichen Gebiete und durch 
das Zuſammenwohnen mit den übrigen Ortsgenoſſen bedingten Ver⸗ 
hältniſſe. 


Das örtliche Gebiet ift der Heimatsort und die Geſammtheit der | 
in demſelben Heimatsorte das Heimatsrecht Beſitzenden die Heimats— 
gemeinde. Dieſelbe kann, muß aber nicht mit der politiſchen oder Ver⸗ 
waltungsgemeinde zuſammenfallen. 

Aus dieſem Begriffe des Heimatsrechtes ergibt ſich als weſent⸗ 
licher und ausſchließlicher Inhalt desſelben das Recht auf das weiteſt 
gehende (unbedingte) Aufenthaltsrecht in dem Gebiete der Heimats— 
gemeinſchaft. Aus dieſem Begriffe ergibt ſich ferner, daß das Heimats— 
recht naturgemäß durch die innerhalb der geſetzlichen Grenzen der Frei— 
zügigkeit erfolgte Wohnſitznahme im Heimatsorte erworben wird, 
welche durch den die geſetzliche Reihe von Jahren dauernden Aufenthalt 
in dem Heimatsorte erwieſen wird, vorausgeſetzt, daß während dieſer 
Zeit nicht ein den geſetzlichen Vorausſetzungen der Wohnſitznahme ent⸗ 
gegenſtehender Umſtand eingetreten iſt. 

Ob dann dieſe Reihe von Jahren auf 1, 2, 3 oder mehrere 
Jahre feſtgeſetzt wird, kommt allerdings weniger in Betracht und hängt 
von den beſonderen Verhältniſſen der betreffenden Staatsgemeinſchaft ab. 

Dieſem dem natürlichen Begriffe des Lebensverhältniſſes der 
Heimat angepaßten Begriffe des Heimatsrechtes gehört das Armen— 
unterſtützungsrecht von vornherein und begrifflich nicht an; jedoch findet 
die Beſtimmung der poſitiven Geſetzgebung, daß das Recht auf Armen— 
verſorgung mit dem Heimatsrechte verbunden iſt, darin ihre logiſche Recht— 
fertigung, daß in dem Orte, in welchem der Staatsbürger das unbedingte 
und daher das Aufenthaltsrecht noch hat und haben muß, wenn derſelbe 
nirgend anderswo mehr geduldet iſt, derſelbe auch vor dem Hungertode 
geſchützt werden und daher das Recht auf Armenunterſtützung beſitzen muß. 

Mit v. Stein trifft dieſe Anſchauung inſofern zuſammen, als 
auch ihr die Orduung der Staatsbürger, der Bevölkerung zu Grunde 
liegt, aber nicht die Ordnung zu adminiſtrativen Zwecken, ſondern die 
zum Zwecke der Sicherſtellung des Grundrechtes auf Aufenthalt geſetzte 
Ordnung. 

In dieſem Sinne hat das Heimatsrecht im Syſteme des Staats— 
rechtes feinen Platz auch nicht im Verwaltungsrechte, ſondern im Ver- 
faſſungsrechte, dem das durch die Grundrechte der Staatsbürger bedingte 
Organiſationsrecht angehört. Das Aufenthaltsrecht und damit das Heimats— 
recht iſt ein ſtaatsbürgerliches und kein gemeindebürgerliches Recht, was 
bereits v. Rotteck erkannt und ausgeſprochen hat; dasſelbe gehört 
daher auch dem Gemeinderechte in keiner Weiſe an, was denn auch — 
wie oben mehrfach citirt wurde — eine ganze Reihe von Gelehrten 
ausdrücklich ausſprechen. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Zu § 81 St. G. Das Merkmal der wirklich gewaltſamen Hand⸗ 

anlegung iſt keineswegs an die Vorausſetzung geknüpft, daß die 

Gewalt unmittelbar am Körper geübt werde; es genügt daher das 

Ergreifen und Feſthalten eines von einem Beamten weggenom⸗ 
menen Gewehres. 

Der k. k. oberſte Gerichts- und Caſſationshof hat am 10. Juni 
1881 unter dem Vorſitze des Senatspräſidenten Freiherrn von Lapenna 
über die von der Staatsauwaltſchaft in Klagenfurt erhobene Nichtigkeits“ 
beſchwerde gegen das Urtheil des k. k. Landesgerichtes in Klagenfurt 
vom 23. Februar 1881, 3. 1715, inſoforne damit Jakob 3. von der 
wider ihn erhobenen Anklage wegen Verbrechens der öffentlichen Gewalt⸗ 
thätigkeit nach $ 81 St. G. gemäß § 259, . 3 St. P. O. frei⸗ 
geſprochen worden iſt, nach Anhörung des Generaladvocaten Cramer 
und nach Verleſung der Gegenausführungen des nicht erſchienenen An⸗ 
geklagten mit Entſcheidung vom 10. Juni 1881, 8. 4125, zu Recht 
erkannt: Der Nichtigkeitsbeſchwerde der k. k. Staatsanwaltſchaft wird 
ſtattgegeben; das Urtheil des k. k. Landesgerichtes Klagenfurt vom 
23. Februar 1881, 3. 1715, inſoferne damit Jakob Z von der An⸗ 
klage wegen Verbrechens der öffentlichen Gewaltthätigkeit nach 8 81 St. G. 
ſreigeſprochen worden iſt, wird behoben und Jakob Z. wegen des Ver⸗ 
920 der öffentlichen Gewaltthätigkeit nach S 81 St. G. verurtheilt. | 

ründe: 

In den Urtheilsgründen iſt feſtgeſtellt, daß ſich der im ſremden 
Reviere auf Jagdbereitſchaft betretene Angeklagte mit dem für den Jagd⸗ 
ſchutzdienſt beeideten Georg Kandutſch um fein pfandweiſe abgenommenes 
Gewehr zu dem Zwecke herumzerrte, um in den Beſitz dieſes Gewehres 
zurückzugelangen. In dieſem Hergange ſoll jedoch nach der Annahme 
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des erkennenden Gerichtshofes das im $ 81 St. G. vorgeſehene Ver⸗ 
brechen der öffentlichen Gewaltthätigkeit deshalb nicht enthalten ſein, 
weil dieſe Geſetzesſtelle eine direct gegen die Perſon des öffentlichen 
Organs ausgeübte Gewalt vorausſetzt, während im vorliegenden Falle 
beide Theile nur das dem Angeklagten abgenommene Gewehr feſthielten, 
und Georg Kandutſch das Gewehr ſchließlich losließ, als fich der Angeklagte 
anſchickte, gewaltthätig zu werden, alſo Erſterer der bisherigen Gewalt nicht 
gewichen war. Dieſe Geſetzesauffaſſung iſt jedoch unrichtig. Das Merk⸗ 
mal der wirklich gewaltſamen Handanlegung iſt keineswegs an die Vor⸗ 
ausſetzung geknüpft, als ob die Gewalt gerade mit der Hand und un⸗ 
mittelbar am Körper ausgeübt werden müßte. Es genügt hiezu jede 
Widerftandshandlung durch Anwendung einer körperlichen Kraft, welche 
der Thätigkeit des öffentlichen Organs entgegentritt und dasſelbe vor 
die Alternative ſtellt, entweder den Widerſtaud mit Aufbietung phyſiſcher 
Kraft zu beſeitigen, oder von der Amtshandlung abzuſtehen. Daß das 
Geſetz mit dem Ausdrucke „gewaltſame Handanlegung“ nur das Mini⸗ 
mum der zum § 81 St. G erforderlichen Gewalt bezeichnen wollte, 
ergibt ſich aus den daſelbſt unmittelbar nachfolgenden Worten „obgleich 
ohne Waffen oder Verwundung“, da die Anwendung von Waffen offen⸗ 
bar nicht mit der Handanlegung im buchſtäblichen Sinne zuſammen⸗ 
fällt. Nicht vis absoluta, ſondern nur vis compulsiva fordert der 
§ 81 St. G.; daß die angewandte Gewalt geeignet ſei, es dem An— 
gegriffenen wirklich unmöglich zu machen, auf ſeinem Vorhaben zu 
beharren, iſt nicht erforderlich. Den im $ 68 St. G. genannten Per⸗ 
ſonen kann im Geiſte des Geſetzes nicht zugemuthet werden, mit eigener 
phyſicher Gewaltanwendung die Durchführung ihrer Amts- oder Dienft- 
verrichtung, wozu das Anſehen des Geſetzes allein ſchon hinreichen ſoll, 
zu erzwingen, den gefundenen Widerſtand derart möglicherweiſe noch zu 
ſteigern und etwa die Verübung einer anderweitigen oder noch ſchwerer 
verpönten ſtrafbaren Handlung zu veranlaſſen. Nach dieſen Erwägungen 


unterliegt es keinem Zweifel, daß das Urtheil in dem Punkte der an⸗ 


geſochtenen Freiſprechung von der Anklage wegen öffentlicher Gewalt— 
thätigkeit ein rechtsirrthümliches iſt und mit Hinblick auf Anlaß und 
Zweck der Abnahme des Gewehres und das thatſächlich manifejtirte 
Widerſtreben des Jägers, es herzugeben, iſt der Umſtand ohne jede 
Bedeutung, ob der Angeklagte insbeſondere aufgefordert worden iſt, das 
ergriffene Gewehr loszulaſſen. 


Titeratur. 


Otto von Bauer, Die engliſchen Poſtſpareaſſen, deren Vor— 
ſchriften und Jahresbilanzen vom 16. September 1861 bis 31. De- 
cember 1879, mit Auwen dung auf Oeſterreich's Verhältniſſe. Wien, 
Manz 1881. 

Vorliegende Schrift genügt einem ſehr actuellen Bedürfniſſe, nachdem die 
Einführung der Poſtſparcaſſen auch bei uns beabſichtigt iſt, mithin eine nähere 
Beleuchtung der Gebahrung und Erfolge derſelben während der zwei Decennien, 
ihres Beſtandes iu Großbritannien (1861 — 1881) nicht nur intereſſant und in⸗ 
ſtructiv er cheint, ſondern auch praktiſch verwerthbare Fingerzeige für die Ins⸗ 
lebenführung der Inſtitution darbietet. Der Verf. hat diesſalls ausſchließlich aus 
den ämtlichen, von ihm ſelbſt überſetzten Originalquellen geſchöpft, welche ihm 
durch das k. k. öſterr.⸗ungar. Generalconſulat zu London zur Verfügung geſtellt 
wurden und die Gewähr jener exacten Verläßlichkeit in ſich ſchließen, die bei 
ſtatiſtiſchen Daten mit Recht angefordert wird. In drei Abſchnitten werden: 
a) die durch Parlamentsacte 24. Victoria o. 14 genehmigten Vorſchriften der 
Poſtſparcaſſen mit den bezüglichen Formularien, b) die Jahresbilanzen derſelben 
vom Beginn ihrer Thätigkeit vom 16. September 1861 an bis 31. December 1879, 
endlich o) eine mit Zuhilfenahme mehrſeitiger Daten verfaßte Zuſammenſtellung 
zweckdienlicher ſtatiſtiſcher Tabellen gegeben, auf welche letztere wir ſelbſtverſtänd⸗ 
lich das größte Gewicht legen. Denn während die Durchſicht der Jahresbilanzen 
den Ueberblick ergibt, daß trotz der Geringfügigkeit der Einlagen (1 Schilling, 
verzinslich von 1 an mit ½ Penny per Monat) und ihrer bedingten Maximal⸗ 
höhe (200 £ — 2000 fl. ö. W.) große Summen als Hin- und Rückzahlungen 
iu Umlauf kommen, hievon jährlich ein Theil als Erſparniß⸗Anlage dient und 
dieſe verbleibenden Erſparniſſe eine conſtante Vermehrung der zur Verwaltung 
eingelegten Gelder bilden, zeigen die in c erſichtlichen Tabellen (1 bis XI) mittelſt 
bequemer Ueberſicht, in welcher Progreſſion (in Pfund Sterling und Percent aus⸗ 
gedrückt) die Benützung der Poſtſparcaſſen jährlich zunahm, wobei die Einwohner⸗ 
zahl Großbritanniens in die Berechnung herangezogen wurde und das höchſt 


erfreuliche Refultat an den Tag tritt, daß bereits im J. 1879 jeder ſiebzehnte 
Einwohner Mitglied und Einleger der Poſtſparcaſſen iſt. Dieſe 
mühſamen, alle wünſchenswerthen Momente und Verhältnißdaten aus den Schluß⸗ 
rechnungen von neunzehn Jahren umfaſſenden Tabellen verleihen dem Werke 


einen bleibenden Werth für den Statiftifer und illuſtriren die gemeinnützige Be⸗ 


deutung der Inſtitution ſowohl der Bevölkerung als dem Staate gegenüber (durch 
ſteigende Mehreinnahme der Briefpoſt u. a. m.) auf das Glänzendſte. Zum 
Schluſſe wird das muthmaßliche Reſultat der Poſtſparcaſſen bei ihrer Einführung 
in Oeſterreich auf Grund einer Wahrſcheinlichkeitsrechnung erörtert, welche den 
Stand der Bevölkerung nach der Volkszählung ex 1869 und 1880 mit einem 
jährlichen Zuwachſe von 0·74% zur Baſis nimmt und auf die nächſten achtzehn 
Jahre präliminirt iſt. Wir eitiren hieraus nur die Schlußziffern: 59,773.340 fl. 
würden während dieſer Zeit den Einlegern als Zinſen creditirt, 13,070.133 fl. 
würden an Verwaltungskoſten vorausgabt (zum Theile höhere Einnahme der Brief- 
poſt, zum größeren Theile erhöhter Erwerb vieler Tauſender ohne Belaſtung der 
Bevölkerung), 60,677.036 fl. würden den ſucceſſiven Gewinn des Staates bilden, 
im Ganzen daher 133,520.509 fl. im Lande verbleiben. Wir wünſchen gleich 
dem Verf., daß dieſe Wahrſcheinlichkeits⸗Erträgniſſe in der Wirklichkeit erreicht 
werden und daß thatkräftige Freunde der Inſtitution erſtehen, welche, durch die 
inhaltreiche Schrift des Verf.'s mit dem nöthigen Materiale ausgerüſtet, die ſo 
nothwendige Hebung des Sparſinnes in unſerer leichtlebigen Bevölkerung beharr- 
lich fördern möchten. RI. 


Geſetze und Verordnungen. 


1881. I. Quartal. 


Verordnungsblatt für den Dienſtbereich des k. k. Finanzmini⸗ 
ſteriums für die im Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder. 
Nr. 1. Ausgeg. am 1. Jänner. 
Allgemeines. 
Abdruck von Nr. 1 R. G. Bl. 
Nr. 2. Ausgeg, am 22. Jänner. 
Indireete Abgaben und Staatsmonopole. 

Verordnung des k. k. Finanzminiſteriums vom 20. Jänner 1881, womit 
für den Monat Februar 1881 das Aufgeld beſtimmt wird, welches bei Verwen⸗ 
dung von Silber zur Zahlung der Zollgebühren zu entrichten ift. Z. 397 F.⸗M. 

Verordnung der k. k. Miniſterien der Finanzen und des Handels, 
die Zollbehandlung von Blitzableitern. Z. 150. 8. Jänner. 


Nr. 3. Uusgeg. am 28. Jänner. 
In directe Abgaben und Staatsmonopole. 

Verordnung der Miniſterien der Finanzen und des Handels, wegen der 
Zollbehandlung der Muſterkarten und Muſter, der nicht parfümirten Oelſeife aus 
den Zollausſchlüſſen, der künſtlichen Düngungsmittel, der Maſchinen und Maſchinen⸗ 
beſtandtheile; ferner wegen der zollfreien Behandlung retournirter Poſtſendungen 
und retournirter Gold- und Silberwaaren; wegen Erläuterung der Beſtimmungen 
über die Kordel, die Drahtſchnur und Drahtſchnurgebühr bei der Anlegung des 
ämtlichen Verſchluſſes; wegen des Umfanges der inneren Unterſuchung der Aus⸗ 
fuhrwaaren, und wegen der Verſendung geringer Waarenmengen in das Ausland 
ohne zollämtliche Behandlung. Z. 39.535. 4. Jänner. 

Nr. 4. Ausgeg. am 30. Jänner. 
Indireete Abgaben und Staatsmonopole. 
Abdruck von Nr. 5 R. G. Bl. 
Abdruck von Nr. 6 R. G. Bl. 


Nr. 5. Ausgeg. am 12. Februar. 
Allgemeines. 


Errichtung eines königl. ungariſchen Steueramtes in der Gemeinde Tisza 
Roff im Comitate Jäsz Kun Szolnok. Z. 2384. 6. Februar. 
Indirecte Abgaben und Staatsmonopole. 
Zollbehandlung des elektrolitiſchen Ro kupfers. Z. 2393. 30. Jänner. 
Zollbehandlung der Gegenſtände für die allgemeine deutſche Patent⸗ und 
Muſterſchutz⸗Ausſtellung zu Frankfurt am Main. Z. 3508. 8. Februar. 
Nr. 6. Ausgeg. am 16. Februar. 
Indirecte Abgaben und Staatsmonopole. 
Abdruck von Nr. 7 R. G. Bl. 
Abdruck von Nr. 8 R. G. Bl. 
Nr. 7. Ausgeg. am 21. Februar. 
Indirecte Abgaben und Staatsmonopole. 
Stempelpflicht der Prüfungszeugniſſe über den Reglſchul⸗Unterricht. Z. 37.747. 
6. Februar. 
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| Abdruck von Nr. 25 R. G. Bl. 
| 
| 


betreffend | 


Verordnung des k. k. Finanzminiſteriums vom 19. Februar 1881, womit 
für den Monat März 1881 das Aufgeld beſtimmt wird, welches bei Verwendung 
von Silber zur Zahlung der Zollgebühren zu entrichten iſt. Z. 988 F.⸗M. 

Nr. 8. Ausgeg. am 23. Februar. 


Allgemeines. 
Abdruck von Nr. 12 R. G. Bl. 
Indirecte Abgaben und Staatsmonopole. 
Abdruck von Nr. 11 R. G. Bl. 
Nr. 9. Ausgeg. am 16. März. 
Allgemeines. 
Abdruck von Nr. 16 R. G. Bl. 
Indirecte Abgaben und Staatsmonopole. 
Erweiterung der Befugniſſe des Neben-Zollamtes I. Suezawa⸗Itzkany. 
3. 1237. 26. Februar. 
Nr. 10. Ausgeg. am 17. März. 
In directe Abgaben und Staatsmonopole. 
Abdruck von Nr. 18 R. G. Bl. 
Nr. 11. Ausgeg. am 22. März. 
Allgemeines. 
Abdruck von Nr. 20 R. G. Bl. 
In directe Abgaben und Staatsmonopole. 

Verordnung des k. k. Finanzminiſteriums vom 20. März 1881, womit 
für den Monat April 1881 das Aufgeld beſtimmt wird, welches bei Verwendung 
von Silber zur Zahlung der Zollgebühren zu entrichten iſt. Z. 1451 F.⸗M. 

Nr. 12. Ausgeg. am 31. März. 


Allgemeines. 
Abdruck von Nr. 24 R. G. Bl. 


Abdruck von Nr. 23 R. G. Bl. 
Indirecte Abgaben und Staatsmonopole. 
Erweiterung der Verzollungsbefugniſſe der Neben-Zollämter I. Claſſe in 
Liſſa und Leſina. Z. 6079. 25. März. 


Perſonalien. 

Seine Majeſtät haben dem Hofrathe des Verwaltungsgerichtshofes Franz 
Ritter von Skulski das Ritterkreuz des Leopold⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Inſpector und Finanzrath Leopold Grill 
zum Oberinſpector und Oberfinanzrathe bei der Geueraldirection der Tabakregie 
ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Hilfsämter⸗Ober ireetor des Handelsminiſte⸗ 
riums Regierungsrathe Eduard Neulinger Edlen von Saalföld anläßlich 
ſeiner Penſionirung die Allerhöchſte Zufriedenheit ausdrücken laſſen. 

Seine Majeſtät haben dem Bezirksarzte und kaiſerlichen Rathe Med. Dr. 
Anton Werle in Graz anläßlich ſeiner Penſtonirung das Ritterkreuz des Franz⸗ 
Joſeph⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem praktiſchen Arzte Dr. Joſeph Pircher den 
Titel eines kaiſerlichen Rathes taxfrei verliehen. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Bezirkscommiſſär Eugen Kraus zum Statthaltereiſeeretär in Galizien ernannt. 

Der Miniſterpraſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat die 
Polizei⸗Obercommiſſäre der Polizeidirection in Wien Wenzel Boog und Andreas 
Berka zu Polizeiräthen, ferner den Polizeicommiſſär Ponkraz Leſer, den mit 
Titel und Charakter eines Polizei⸗Obercommiſſärs bekleideten Polizeicommiſſär 
Robert Mitteis und den Polizeicommiſſär Johann Kupferſchmid zu Polizei— 
Obercommiſſären ernannt. 

Der Miniſterpraſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Statthaltereiſecretär Franz Nesmerak zum Bezirkshauptmanne in Böhmen 
ernannt. 

Der Miniiterpräfident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Statthaltereiſeeretär Alexander Sauer⸗Czäky von Nordendorf zum Bezirks⸗ 
hauptmanne und den Bezirkscommiſſär Guſtav Marſchan zum Statthalterei- 
ſecretär in Niederöſterreich ernannt. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat die 
Bezirkscommiſſäre Johann Simzig und Galeazzo Grafen Thun-Hohenſtein 
zu Statthaltereiſecretären im Küſtenlande ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Controlor beim Landeszahlamte in Klagen⸗ 
furt Valentin Kainradl zum Zahlmeiſter dieſes Amtes ernannt. 


Erledigungen. 

Finanzcommiſſärsſtelle bei der k. k. Lottodirection in der neunten Rangs⸗ 
| claffe, bis Ende December. (Amtsbl. Nr. 281.) 

Forſtelevenſtelle mit 500 fl. Adjutum bei der k. k. Forſt⸗ und Domänen⸗ 
direction in Wien bis 20. December. (Amtsbl. Nr. 282.) 

Proviſoriſche Bezirkscommiſſärs⸗, eventuell Regierungsconcipiſtenſtellen in 
Schleſien in der neunten, eventuell zehnten Rangsclaſſe, bis Ende December. 
(Amtsbl. Nr. 282.) 


Hiezu eine literariſche Beilage. 
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